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Verschiedene Wege – ein Ziel
Konventsmitglieder präsentieren erste Verfassungsentwürfe

Claus Giering

In den letzten fünfzig Jahren wurde das der europäischen Integration zugrunde liegende
Vertragswerk weiter entwickelt, ergänzt und revidiert. Es umfasst heute zahlreiche
Verträge mit mehreren hundert Artikeln sowie den dazugehörigen Protokollen und Er-
klärungen. Auch innerhalb der einzelnen Vertragsteile, Politikfelder und Artikel wurden
die entsprechenden Regelungen immer weiter ausdifferenziert und an unterschiedlichen
Stellen behandelt, so dass kaum mehr nachvollziehbar ist, wer in „Europa“ heute
eigentlich für was zuständig ist. 

Eine Vereinfachung der Verträge ist daher zu Recht Bestandteil des Arbeitsauftrages
für den EU-Reformkonvent geworden. Die Vertragsbasis soll auf eine Weise neu
gestaltet werden, dass die Aufgabenteilung und Zuordnung von Verantwortung zwi-
schen Union und Mitgliedstaaten wieder nachvollziehbar wird. Der Plan des Konvents-
präsidiums war es allerdings, nach der im Juli zu Ende gegangenen „Phase des
Zuhörens“, zunächst die Ergebnisse der Arbeitsgruppen zu prüfen und so schnell noch
keinen konkreten Textentwurf vorzulegen. Dieses Kalkül geht nun nicht mehr auf, da
einige „ungeduldige“ Konventsmitglieder bereits nach der Sommerpause mit ersten
Verfassungsentwürfen an die Öffentlichkeit gegangen sind. Trotz ihrer unterschiedli-
chen Herangehensweise werden die Vorschläge, die Elmar Brok und Andrew Duff vor-
gelegt haben, die Meßlatte sein, an der sich die weitere Konventsarbeit orientieren
muss. 

Verfassungsentwurf der Gruppe Brok (EVP)

Elmar Brok hat für die EVP – die sich allerdings nicht einheitlich dadurch repräsentiert
und gebunden fühlt – eine große, juristisch-technische Variante gewählt: durch 200
Artikel, fünf tendenziell sehr umfangreiche, konstitutionelle Protokolle, in denen die
bisherigen Bestimmungen zu den Gemeinschafts- und Unionspolitiken Eingang finden,
sowie mehr als 30 weitere Einzelprotokolle zu unterschiedlichen Sachfragen soll der
gesamte Vertragsbestand neu strukturiert werden. Von den 200 Kernartikeln umfasst
allein die unverändert übernommene Grundrechtscharta 54 Artikel. Die übrigen Artikel
wurden allerdings neu zusammengestellt und beinhalten zum Teil substantielle Ein-
griffe in das bisherige Gleichgewicht der Mitgliedstaaten und der EU-Institutionen.
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Hervorzuheben ist, dass künftig der Rat als „Staatenkammer“ und das Parlament als
„Völkerkammer“ gemeinsam die Gesetzgebung wahrnehmen sollen. Auch werden die
Fachministerräte abgeschafft und die Stimmgewichtung im Rat durch die doppelte
Mehrheit von Staaten und Gesamtbevölkerung ersetzt. Der Präsident der Kommission,
der eine Hierarchie zwischen den Kommissionsmitgliedern festlegen kann, wird vom
EP gewählt und vom Rat bestätigt. Die Kommission erhält die Außenvertretung der
Union. Es gibt eine Art Kompetenzkatalog und eine stärkere Kontrolle des Subsidiari-
tätsprinzips. Bei Vertragsänderungen wird ein Konvent eingesetzt und der Einfluss des
EP erhöht. 

Damit liegt ein umfassender und in sich schlüssiger Verfassungsentwurf vor. Leider
fehlen entsprechende Verweise, aus welcher Quelle die Vertragsformulierungen stam-
men. Es ist daher nur schwer festzustellen, an welchen Stellen Veränderungen und
Ergänzungen gegenüber dem Status quo vorgenommen wurden. Entsprechende
Hervorhebungen und Hinweise würden die Verwendung des Entwurfs als Diskussions-
grundlage deutlich erleichtern. Zudem sind manche Passagen, wie die zum EuGH (30
Artikel) oder den Finanzvorschriften (10 Artikel auf 10 Seiten), sehr detailliert ausge-
fallen. Eine Lösung mit Protokollen von Verfassungsrang würde doch gerade einen
knappen, auf das Wesentliche reduzierten Verfassungskörper erlauben. Offen ist auch,
ob spätere Anpassungen der Protokolle ein komplettes Vertragsrevisionsverfahren
durchlaufen sollten. Doch schon diese Fragen zeigen, wie hilfreich ein konkreter Ent-
wurf für die weitere Debatte sein kann.

Verfassungsmodell von Andrew Duff (Liberale)

Einen vollkommen anderen Ansatz hat Andrew Duff gewählt. In nur 19 Artikeln fasst
er die Kernelemente einer „Föderalen Europäischen Union“ zusammen (CONV
234/02). Neben der formalen Kürze beinhaltet auch dieses Modell einige geradezu
revolutionäre, materielle Reformvorschläge. In Anlehnung an einen Vorschlag des
Konventspräsidenten Giscard d’Estaing soll ein Kongress, bestehend aus den Mitglie-
dern des Europäischen Parlaments und einer gleichen Anzahl nationaler Parlamentarier,
die Wahl des Kommissionspräsidenten übernehmen. Der für die Außenpolitik zustän-
dige Vizepräsident und weitere dreizehn Kommissare werden vom Parlament ernannt.
Ähnlich wie bei Brok sollen künftige Verfassungsreformen einem Konvent übertragen
werden. In vier knappen Absätzen werden die Kompetenzen der Union nach Sachge-
bieten beschrieben. Die damit verbundene Eingriffstiefe von Gemeinschaftsrecht soll
durch einige Grundsätze des Regierens begrenzt werden. Hervorzuheben ist auch, dass
die EU das Recht zur Aufstellung von bewaffneten Einheiten erhalten und eine gegen-
seitige Beistandspflicht in einem Protokoll verankert werden soll, das bereits nach
Zustimmung von drei Vierteln der Mitgliedstaaten in Kraft tritt. Die Grundrechtscharta
wird ebenfalls als Protokoll angehängt. 
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Zentrale Regelungen werden in so genannten „Organgesetzen“ festgelegt. Zudem wird
der Status einer assoziierten Mitgliedschaft eingerichtet, die für alle Staaten gilt, die als
Nicht-Mitglieder nur einen Teil der Gemeinschaftspolitiken übernehmen oder als heu-
tige Mitgliedstaaten diese neu zu ratifizierende Verfassung nicht annehmen wollen.
Ergänzt wird diese Rumpfverfassung durch einen Subsidiaritätsvertrag, der detaillierte
Vorgaben über die Gemeinschaftspolitiken umfasst, einem einfacheren Vertragsände-
rungsverfahren unterliegen würde und die bisherigen Verträge ersetzt. Neben den
ambitionierten institutionellen und verteidigungspolitischen Reformüberlegungen dürfte
dieser Vorschlag vor allem auf Grund der nur vage skizzierten Kompetenzordnung
geringe Realisierungschancen haben. Denn eine vereinfachte Änderung der heute in den
Artikeln 23-188 EGV sowie in den Titeln V und VI EUV festgeschriebenen Einzeler-
mächtigungen kommt wohl nur bei einer hieb- und stichfesten Definition von Kompe-
tenzkategorien im Grundvertrag in Frage.

Weitere Vorschläge

Neben den beiden genannten Optionen aus den Reihen des Europäischen Parlaments
gibt es auch von anderer Seite bereits weiterführende Überlegungen zu diesem Thema.
Ohne einen ausformulierten Text vorgelegt zu haben, verweist beispielsweise der stell-
vertretende Vertreter der deutschen Bundesregierung, Staatssekretär Pleuger, im Rah-
men der Arbeitsgruppe „Rechtspersönlichkeit“, auf einige wichtige Aspekte einer mög-
lichen Zweiteilung der Verträge (WG III-WD 11). So wird ein erleichtertes Änderungs-
verfahren für den zweiten Teil („Verfassungsgesetz“) nach dem Vorbild der bereits im
Gemeinschaftsrecht anerkannten ratifizierungsbedürftigen Beschlüssen – z.B. Eigen-
mittelbeschluss – vorgeschlagen. Auf dieser Grundlage könnten zahlreiche detaillierte
Regelungen in den zweiten Vertragsteil verschoben werden, solange der Rahmen im
ersten Teil die Grenzen eng genug zieht. 

Hier könnte sich ein interessanter Anknüpfungspunkt an den Vorschlag der Brok-
Gruppe ergeben: Die auszugliedernden Titel und Politikfelddefinitionen des EGV und
EUV können anstelle mehrerer Protokolle in entsprechenden „Verfassungsgesetzen“
verabschiedet werden, die nach dem Vorbild des Art. 269 EGV zu modifizieren wären.
An diesen inhaltlichen Vorgaben müssten sich dann Unionsgesetze (Verordnungen),
Rahmengesetze (Richtlinien) und Entscheidungen messen und kontrollieren lassen.
Auch für diese Bereiche sollte aber durch den Konvent geprüft werden, inwieweit die
betroffenen Materien nicht in Sekundärrecht oder Satzungen überführt werden können,
um den „konstitutionellen“ Acquis so bündig und übersichtlich wie möglich zu halten.
Zudem wäre für den ersten Teil eine systematische Aufgabenkategorisierung notwen-
dig, die zum einen Transparenz schafft und zum anderen auch klare Grenzen gegen
ungewollte Zentralisierungstendenzen zieht.



08
 / 

20
02

Verfassungsentwürfe

4

Konsequenzen für die Konventsarbeit

Gemeinsam ist diesen, wie schon früheren Vorschlägen (EUI Florenz; C•A•P Mün-
chen), dass sie letztlich eine Auflösung der Säulenstruktur anstreben, die Europäische
Union mit einer Rechtspersönlichkeit ausstatten, die Grundrechtscharta als rechtlich
verbindlichen Bestandteil verankern und das Prinzip festschreiben wollen, dass die
Mitgliedstaaten für alle Sachfragen zuständig sind, die nicht explizit im Primärrecht
geregelt sind. Zudem soll der Konvent als Reforminstrument Eingang in die Verträge
halten. Zugleich zeigen die unterschiedlichen Ansätze drei Grundsatzprobleme einer
Vereinfachung der Vertragsstrukturen auf:
- Erstens gilt es die Frage der Kompetenzabgrenzung zu klären. Das Prinzip der Ein-

zelermächtigung gilt als tabu – auch wenn es bisher eine Ausweitung der Gemein-
schaftstätigkeit kaum wirkungsvoll eingeschränkt hat. Ohne eine klare Kategorisie-
rung im Grundvertrag und eine Ausgliederung weiter Teile der politikfeldspezifi-
schen Detailbestimmungen ist aber die Transparenz des Systems nicht zu verbes-
sern.

- Damit eng zusammen hängt der zweite Konfliktpunkt. Eine Zweiteilung der
Verträge macht nur wirklich Sinn, wenn für den zweiten Teil ein einfacheres
Vertragsänderungsverfahren gilt. Nur so ist die Anpassungsfähigkeit der Union an
neue Herausforderungen zu verbessern. Dafür gibt es bisher keine Mehrheit, da
viele Mitgliedstaaten, aber auch beispielsweise die deutschen Bundesländer fürch-
ten, dadurch letztlich die Kontrolle über die Kompetenzzuweisung als „Herren der
Verträge“ zu verlieren. Allerdings scheint hier Bewegung möglich zu sein, nachdem
sogar eine Gruppe britischer Konservativer unter dem Vorsitz von Lord Brittan
soweit gegangen ist, die im zweiten Teil verankerten Detailregelungen nach ein-
stimmigem Beschluss der Mitgliedstaaten ohne Ratifizierung ändern lassen zu wol-
len.

- Der dritte Knackpunkt ist die Bewahrung der Balance zwischen Rat, Parlament und
Kommission einerseits sowie zwischen der Union und den Mitgliedstaaten anderer-
seits. So wäre beispielsweise eine einseitige Stärkung supranationaler Elemente –
etwa die Wahl des Kommissionspräsidenten durch das Parlament – mit Blick auf die
letztlich entscheidende Regierungskonferenz kaum zu realisieren. Vorschläge, wie
die Wahl eines Präsidenten des Europäischen Rates, sind daher nicht nur als inter-
gouvernementale Alternative zu sehen, sondern als komplementärer Vorschlag einer
inhärenten Systemlogik.

Welche Konsequenzen kann nun der Konvent aus diesen von den Autoren selbst als
„Beispiel“ und „Diskussionsgrundlage“ bezeichneten Vorschlägen ziehen? Zunächst
zeigen alle bisherigen Entwürfe, dass man sich im Konvent wohl sehr rasch auf eine
gemeinsame Grundstruktur einer Verfassung einigen könnte. Wie die einzelnen, sich
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aus der Sachlogik einer Verfassung und auch aus den Verfassungstraditionen der Mit-
gliedstaaten ergebenden Hauptkapitel dann materiell zu gestalten sind, ist das weitaus
schwierigere Problem. Erste Vorschläge zu einzelnen Sachfragen werden die Arbeits-
gruppen in Kürze vorlegen. Das Präsidium wird Ende Oktober eine stringente Gliede-
rung vorlegen, in der die Ergebnisse der bisherigen Arbeitsgruppen den einzelnen
Rubriken zugeordnet werden können. Dadurch werden die noch ungeklärten Probleme
deutlich sichtbar. 

Zu diesen offenen Fragen sollten dann trotz des engen Zeitplans noch gezielt kleine
Arbeitsgruppen mit einem engen zeitlichen Mandat eingerichtet werden, die – unter
angemessener Berücksichtigung der bis dahin vorliegenden Verfassungsentwürfe –
konkrete Textvorschläge oder gegebenenfalls Gestaltungsoptionen für die strittigen
Bestandteile des Verfassungsentwurfs vorlegen. Dies betrifft vor allem Entscheidungen,
die eine substantielle Änderung an der Machtbalance zwischen den EU-Mitgliedstaaten,
den EU-Mitgliedstaaten und der EU oder innerhalb der EU-Institutionen bedeuten. Die
Ergebnisse dieser Arbeitsschritte müssen schließlich zu einem fortgeschrittenen
Entwurf für die dritte und letzte Konventsphase zusammengebunden werden. Am Ende
dieser „Phase der Entscheidungen“ sollte dann ein ambitionierter, klar strukturierter und
lesbarer Verfassungsentwurf stehen, den die Staats- und Regierungschefs kaum ableh-
nen können, wenn sie das Projekt Europa nicht grundsätzlich in Frage stellen wollen.
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Vorschläge für eine europäische Verfassung
- Übersicht über die Diskussionsbeiträge von Elmar Brok und Andrew Duff -

Brok-Vorschlag Duff-Vorschlag
Aufbau der EU EU mit eigener Rechtspersönlichkeit

(Art.55)
EU mit eigener Rechtspersönlichkeit
(Art.2 I)

Charta der
Grundrechte

als Volltext in Entwurf integriert (Art.1-54) als Protokoll in Vertrag integriert (Art. 3 II)

Kompetenzen der
EU

Aufteilung in ausschließliche u. geteilte Kompetenzen (Art.67-71) Aufteilung in ausschließliche und „geteilte bzw. koordinierende“ Kompetenzen;
allerdings wird die Abgrenzung zwischen den einzelnen Kompetenzkategorien
nicht immer deutlich (vgl. Art 5)

- ausschließliche:
   

Kompetenzkatalog, der u. a. folgende Gebiete umfaßt (Art.67):
- Unionsbürgerschaft
- Handel u. Wettbewerb
- EMU, Strukturpolitik und Statistik der Union
- Landwirtschaft u. Fischerei

Aufzählung der einzelnen Kompetenzgebiete (Art.5 I, II):
- Handels- u. Wettbewerbspolitik, sowie Zollunion 
- EMU und „Euro“ 
- Grundfreiheiten des Binnenmarkts 
- gem. Außenpolitik u. gem. Handlungsmöglichkeiten in Sicherheits- u.

Verteidigungsfragen
- geteilte: - Binnenmarkt und Grundfreiheiten unter Beachtung des

Subsidiaritätsprinzips (Art. 69)
Festschreibung der bisherigen AETR-Rechtsprechung des
EuGH zur Wahrnehmung von Außenkompetenzen durch die
EU in den Bereichen, in denen innerhalb der EU die
entsprechenden Kompetenzen zustehen  (Art. 71)

sog. Koordinierungs-Kompetenz (Art. 5 II, III):
- Wirtschaftspolitik
- Beschäftigung, Chancengleichheit, Finanzmärkte,  Transport und

Kommunikation, Energie, Wissenschaft und Forschung, Technologie,
Nahrungsmittel und Verbraucherschutz, Umwelt, Entwicklungshilfe,
Zuwanderung und Asyl

- Internationale Kriminalität, Koordinierung von Polizei-, Zoll- und
Justizbehörden der MS 

- ergänzende/
unterstützende:

- keine Angaben - Sport und Jugend, Tourismus, Katastrophenschutz, öffentliche Gesundheit
u. soziale Sicherungssysteme, Kultur und Erziehung (Art. 5 IV)
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Handlungsformen Einführung einer Normenhierarchie u. Unterscheidung zwischen:
- Legislativakte (Art. 154): 

Unionsgesetze, Unionsrahmengesetze, Rechtsverordnungen
der Union 

- Exekutivakte (Art. 157): 
Entscheidungen, Stellungnahmen, Empfehlungen 

Klare Katalogisierung mit
Normenhierarchie (Art. 6):
- „Organic Law“ als Rechts-

satzung für Institutionen
- Verordnung 
- Richtlinien
- Gemeinsame Aktionen

- Entscheidungen
- Stellungnahmen
- Code of Conduct 
- interinstitutionelle Vereinbarungen

Rechtsetzung Rat und EP als „House of  States/Peoples“  (Art. 82 I, 93 I) Rat und EP als Legislativorgane; kein Gesetz oder Haushalt kann ohne
Zustimmung beider Organe beschlossen werden (Art. 7)

Initiativrecht Monopol der KOM (Art.155 I) Monopol der KOM für Gesetze und Haushalt (Art. 7 II)
Verfahren grundsätzlich Mitentscheidungsverfahren (QME für Rat, Art.155f),

in Ausnahmefällen Einstimmigkeit im Rat 
grundsätzlich Mitentscheidungsverfahren, bei dem 
- EP mit einfacher Mehrheit (absolute Mehrheit für Organic Law)  
- (Art.10 II, 7 IV)
- Rat mit qualifizierter Mehrheit, d.h. Mehrheit der MS, die Mehrheit der

Bevölkerung repräsentieren (3/4 für Organic Law) (Art. 12 IV, 7 IV)
Finanzen - EU mit eigenem Budget und Einkommen; insb. Möglichkeit

direkte Steuern zu erheben und Anteil an MWSt (Art.162);
- kein unterschiedliches Verfahren für obligatorische/nicht-

obligatorische Ausgaben 

- EU mit eigenen Einkommen (per Organic Law System schaffen, das
direkte Steuern vorsehen darf)  und Haushalt (Art. 8) 

- Ausgabenlimit auf bestimmten Prozentsatz des EU-BIP festzusetzen

Institutionen institutionelle Neuerungen:
- Konvent für Verfassungsänderungen (Zusammensetzung:

Vorsitzender benannt durch Rat, bestätigt durch EP; je ein
Staatenvertreter, 2 Vertreter KOM, je 2 Vertreter der nat.
Parlamente und 54 MEP) (Art.196)

- EuGH  mit Kompetenz- und Grundrechtskammer (Art.113 II)

institutionelle Neuerungen:
- Kongress ( EP + gleiche Zahl Mitglieder nationalen Parlamente 

zur (Ab-)Wahl des KOM-Präsidenten  Art. 9 II)
- Konvent für Verfassungsänderungen (Zusammensetzung: Vertreter Rat,

KOM, gleiche Zahl Vertreter der EP u. nationale Parlamente, Art.9 III)

EP - „House of Peoples“ (Art.82)
- max. 700 MdEP ab 2009 (Art.82)
- Aufforderungsrecht an KOM, Initiativen auszuarbeiten (Art.

85)
- Ombudsman (Art.87), allerdings kein Petitionsrecht

vorgesehen
- Misstrauensantrag gegen KOM als ganzes (Art. 106)

Art. 10:
- 700 MdEP
- gewählt für 5 Jahre, davon 630 aus Wahlkreisen und 70 über Listen für die

gesamte EU
- bei Absetzung KOM nach Mißtrauensantrag durch EP wird EP aufgelöst

(Art.10 IV iVm Art. 13 VI)
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Rat – Kompetenzen Europäischer Rat (Art. 98 ): 
- gibt notwendige Impulse u. gibt allgemeine politische

Zielvorstellungen der Union vor 
Ministerrat  (Art. 93):
- hauptsächliche Funktion als Legislativorgan („House of States“)
- daneben Koordinierung der Wirtschaftspolitik, GASP u. der

polizeilichen u. justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen (JHA) 

Europäischer Rat (Art. 11 II): 
- legt Arbeitsprogramm der EU fest, 
- generelle politische Leitung, 
- kann von Rat zu Handlungen ermächtigt werden
Ministerrat (Art.12 II): 
- trifft auf Vorschlag der KOM u. nach Beratung mit EP gemeinsame

Aktionen oder Entscheidungen 
- Initiativrecht in Außen- u. Sicherheitspolitik 

Rat – Vorsitz Europäischer Rat (Art. 98 II): 
Rotation entsprechend Ministerrat; 
Vorsitz durch jeweiligen Staats-/Regierungschef
Ministerrat (Art. 94):
Rotation alle 6 Monate; mit Einstimmigkeit kann Dauer ausgeweitet
werden 

Europäischer Rat (Art.11 I): 
Rotation alle 6 Monate

Ministerrat (Art.12 I):
Vorsitz durch KOM-Präsidenten

Rat – Zusammen-
setzung

Europäischer Rat (Art. 98 II):
Staats-/ Regierungschefs sowie KOM-Präsident; assistiert von
Außenministern und einem Kommissar
Ministerrat (Art. 94 I):
jew. 1 Vertreter MS mit Ministerrang, unterstützt durch
Fachministerräte (ohne Entscheidungsbefugnis in legislativen
Angelegenheiten, Art. 94 III) u. COREPER (Art.99 I)

Europäischer Rat (Art.11 I): 
KOM-Präsident und Staats-/ Regierungschefs

Ministerrat (Art.12 I):
Minister der Mitgliedstaaten u. KOM-Präsident (ohne Stimmrecht im Rat)

Rat – Entscheidung Europäischer Rat:
keine Angaben
Ministerrat (Art.96):
grundsätzlich qualifizierte Mehrheit (= Mehrheit der Mitgliedstaaten,
die zusammen die  Mehrheit der Bevölkerung der EU repräsentieren)

Europäischer Rat (Art.11): 
keine Angaben
Ministerrat (Art.12 IV):
grundsätzlich qualifizierte Mehrheit (= Mehrheit der Mitgliedstaaten, die
zusammen die Mehrheit der Bevölkerung der EU repräsentieren)

KOM –
Kompetenzen

- Exekutive der EU (Art.102) u. Außenvertretung der EU (Art. 174
I), unter Beachtung GASP-Kompetenzen d. Rats (Art.174 III)

- Generalsekretariat des Rates, soweit dieser i.R.v. GASP und JHA
agiert (Art. 99 III)

- muss dem EP, Rat und nationalen Parlamenten
Jahreslegislativprogramm vorlegen (Art.103)

Art. 13 V
- Initiativrecht für Haushalt und Arbeitsprogramm der EU
- verantwortlich für Umsetzung der Rechtsakte
- Verhandlung internationaler Abkommen
- Entscheidungen und Stellungnahmen
- Umsetzung der Politiken und Verwaltung der Ausgaben
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KOM – Vorsitz - KOM-Präsident wird durch EP gewählt (Art.105) und von Rat
bestätigt

- KOM-Präs. nominiert durch einen oder mehrere MS, gewählt durch
Kongress (absolute Mehrheit) unmittelbar nach Wahlen zum EP (Art.13 II)

- KOM-Präsident kann durch Kongress abgesetzt werden mit 2/3-Mehrheit
u. auf Initiative EP/Rat (Art.13 VII)

KOM –
Zusammensetzung

- keine Maximalzahl, sondern ein  Kommissar pro MS; Zahl
durch EP u. Rat (einstimmig) änderbar (Art.104)

- KOM-Präsident ernennt Kommissare, die von EP gewählt und
von Rat bestätigt werden (Art. 105)

- KOM-Präsident kann interne Hierarchie zwischen Kommissa-
ren bestimmen und benennt zwei Vize-Präsidenten, davon
einen als „Commissioner for Foreign Relations“ (Art.110)

- mit 2/3 Mehrheit kann EP KOM absetzen (Art.106) 

- insg.15 Kommissare, davon 1 Vizepräs. verantwortlich für Außen-, Sicher-
heits- u.Verteidigungspolitik 

- Vizepräs. ernannt durch Rat, gewählt durch EP; danach Ernennung
restlicher Kommissare durch KOM-Präsidenten u. Wahl durch EP
(Art.13 III,IV)

- Absetzung der KOM als Ganze durch 2/3-Mehrheit des EP; dadurch auch
Auflösung des EP (Art.13 VI, 10 IV)

Rolle der
nationalen
Parlamente

- Verpflichtung der KOM, Jahreslegislativprogramm
zuzusenden u. Rügerecht bei Subsidiaritätsverletzung (Art.103
i.V. mit Art.69) 

- Kontrolle der Kompetenzüberschreitung der EU ex ante
(Gutachterverfahren Art.130 I) u. ex post durch
Antragsberechtigung zur Nichtigkeitsklage (Art.125 III)

Nationale Parlamente klageberechtigt beim EuGH bzgl. Kompetenz-
überschreitungen der EU
(Art.14 IV)

Kontrolle gegen
Kompetenzüber-
schreitungen der
EU

- ex ante: Spezielles präventives Vorlageverfahren bei EuGH
ggü. Rechtsakten der Union mit Suspensivwirkung durch
nationale Parlamente (Art 130 I)

- ex post: Recht der Nichtigkeitsklage wegen Kompetenz-
verletzung) für Rat, EP, Ausschuss der Regionen, EZB, KOM,
Regierung u. Parlamente der MS (Art. 125 II+III)

EuGH als Überwachungsinstanz; klageberechtigt sind zusätzlich zu den EU-
Organen auch Regierungen u. nationale Parlamente der Mitgliedstaaten sowie
regionale/lokale Regierungen, sofern deren Rechte beeinträchtigt sein könnten 
(Art.14 IV)

Unionsbürgerschaft Übernahme der bisherigen Bestimmungen über Protokoll Nr. 1
(Annex)

Art. 3: Staatsangehörige der MS sind auch solche der EU; Einrichtung eines
Ombudsmannes beim EP; bisherige Bestimmungen über Protokolle eingeführt

Vertragsänderun-
gen 

- Konvent erarbeitet Vorlage, dann Ratifizierung in
Mitgliedstaaten und Zustimmung des EP nötig 

       (Art.196)

- Initiativrecht bei KOM oder Mitgliedstaaten, dann Ausarbeitung der
Vorlage durch Konvent, die dann entweder:

a) durch Rat (3/4-Mehrheit der MS) und EP (2/3-Mehrheit der
abgegebenen Stimmen) und Ratifizierung durch alle MS oder
b) durch Referendum der Bürger der Union sowie durch  Zustimmung
EP u. Rat

angenommen werden kann (Art. 18)
Zusammengestellt von: Ludwig Blaurock, Bertelsmann Stiftung, Brüssel


	Verschiedene Wege – ein Ziel
	Konventsmitglieder präsentieren erste Verfassung�
	Claus Giering
	Spotlight_08-02_d_Anlage.pdf
	Brok-Vorschlag
	Duff-Vorschlag



